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Internationale Konzerne stärker  
in die Verantwortung nehmen
Am Dienstag beginnt in Bern die ordentliche Sommersession. National- und Ständerat sind sich in der Haltung  
zur Konzernverantwortungs-Initiative uneins. Die drei Glarner stehen für drei unterschiedliche Positionen.

Daniel Fischli

Man wird nie wissen, ob die 
keimfrei unterkühlte Atmosphä-
re im Bernexpo-Gebäude einen 
Einfluss auf die politischen Ent-
scheide der eidgenössischen 
Räte hatte. Der Glarner Stände-
rat Mathias Zopfi (Grüne) sagt: 
«Wir werden sicher probieren, 
in persönlichen Gesprächen 
noch ein paar Ständeräte zu 
überzeugen. Aber es ist schwie-
riger als im Bundeshaus; in der 
Bernexpo fehlt das Zwischen-
menschliche.»

Es geht um zwei konkurrie-
rende Gegenvorschläge zur 
Konzernverantwortungs-Initia-
tive. Derjenige des Nationalra-
tes würde die Initianten zum 
Rückzug der Initiative bewegen, 
derjenige des Ständerates geht 
ihnen aber zu wenig weit. Die 
Minderheit im Ständerat mit 
Mathias Zopfi müsste in Gesprä-
chen fünf Kollegen überzeugen, 
die Seite zu wechseln und sich 
der Lösung des Nationalrates 
anzuschliessen, damit zwischen 
den Räten eine Einigkeit zustan-
de kommt. Passiert das in der 
am Dienstag beginnenden Som-
mersession nicht, ist der Gegen-
vorschlag vom Tisch, und es 
kommt so oder so zur Abstim-
mung über die Initiative.

Die Initiative verlangt, dass 
Unternehmen mit Sitz in der 
Schweiz für im Ausland began-
gene Menschenrechtsverletzun-
gen oder Umweltzerstörungen 
hierzulande zivilrechtlich haft-
bar gemacht werden können. 
«Eigentlich eine Selbstverständ-
lichkeit», sagt Mathias Zopfi 
dazu.

Glencore am Pranger
Wenn der Gegenvorschlag des 
Nationalrates scheitert und es 
im Herbst zur Abstimmung über 
die Initiative kommt, so könne 
der Wir tschaftsstandor t 
Schweiz nur verlieren, glaubt 
Zopfi. Auch wenn die Initiative 
abgelehnt werde. Die Initianten 
prangern schon heute schwere 
Umweltschäden und Menschen-
rechtsverletzungen vor allem 
des Zuger Rohstoffkonzerns 
Glencore an. Diese Bilder blei-

ben hängen. «Ein Abstim-
mungskampf wird der Reputa-
tion der Schweizer Wirtschaft so 
oder so schaden», sagt Zopfi. 
Umgekehrt könne die Schweiz, 
wenn sie das Anliegen der Initia-
tive umsetze, wieder einmal 
eine Pionierrolle einnehmen. 
«Und eigentlich ist doch klar, 
dass jeder haftet, wenn er einen 
Schaden verursacht hat.»

Auch Nationalrat Martin 
Landolt (BDP) sagt, er befürch-
te, dass der Gegenvorschlag des 
Nationalrates scheitere. Der In-
itiative gibt er in diesem Fall 
gute Chancen in der Volksab-
stimmung: «Gegen das Anlie-
gen kann man eigentlich nichts 
haben und sie ist sehr breit, bis 
in bürgerliche Kreise hinein ab-
gestützt.» Die Initianten hätten 
sich kompromisswillig gezeigt, 
so Landolt. «Die Wirtschaft hat 
den Schritt auf die Initianten zu 
aber noch nicht gemacht.» Of-

fenbar fehle die Einsicht, dass 
Handlungsbedarf bestehe.

Landolt gibt dem national-
rätlichen Gegenvorschlag den 
Vorzug vor der Initiative. Erste-
rer schränkt insbesondere den 
Kreis der betroffenen Unterneh-
men ein. Falls er sich in der Ab-
stimmung zwischen dem noch 
schwächeren ständerätlichen 
Gegenvorschlag und der Initia-
tive entscheiden müsste, wäre er 
«in einem Dilemma», so Land-
olt. «Ich weiss noch nicht, wofür 
ich mich entscheiden würde», 
sagt er. Und: «Es geht vielen aus 
der bürgerlichen Mitte so.»

Ein «Magnet für Klagen»
Im Gegensatz zu Zopfi und 
Landolt macht sich Ständerat 
Thomas Hefti (FDP) für den 
Vorschlag des Ständerates stark. 
Er führt keine neuen Klagemög-
lichkeiten vor Schweizer Gerich-
ten ein. Die Unternehmen wür-
den nur zur Berichterstattung in 
Sachen Menschenrechte und 
Umweltschutz verpflichtet. Das 
sei nicht nichts, so Hefti. «Die 
Firmen werden das sehr ernst 
nehmen müssen.»

Thomas Hefti befürchtet, 
dass mit der Einführung von 
Haftungsregeln gemäss der Ini-
tiative oder dem Vorschlag des 
Nationalrates die Schweizer Ge-
richte zu «Magneten für Kla-
gen» würden. Denn diese Rege-
lung wäre in der Welt einmalig, 
so Hefti. «Anwaltsbüros aus der 
ganzen Welt würden Klagen ein-
reichen und Fernsehstationen 
aus der ganzen Welt würden da-
rüber berichten.» Für die Unter-
nehmen werde sich die Frage 
stellen, ob sie diesem Druck 
standhalten wollten und die 
Schweiz noch der richtige Stand-
ort sei.

In ungewohnter Umgebung: Martin Landolt (rechts) diskutiert an der Sondersession von Anfang Mai im Bernexpo-Gebäude mit dem  
St. Galler Nationalrat Marcel Dobler.  Bild: Alessandro della Valle/Keystone

Rechtsgrundlage für die neue Corona-Tracing-App

Der Bundesrat legt dem Parla-
ment in der Sommersession die 
Rechtsgrundlage für den Betrieb 
der Tracing-App vor. Sie infor-
miert ihre Nutzer, wenn diese 
Kontakt mit einer mit dem Coro-
navirus infizierten Person hatten. 
Die App auf dem Smartphone 
kann das bisherige Contact-Tra-
cing der Kantone ergänzen.

Wichtig sei dabei, dass ein 
Missbrauch der Daten möglichst 
verhindert werde und Missbräu-
che bestraft werden könnten, 
sagt Ständerat Thomas Hefti. 
Ebenfalls, dass die Daten nur für 
den vorgesehenen Zweck und 

nicht etwa als Beweismittel vor 
Gerichten verwendet werden 
dürften. Die App sei im Kampf 
gegen das Coronavirus nützlich, 
sie sei aber «sehr nahe an or-
wellschen Zuständen», so Hefti. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, 
dass der Datenschutz gewähr-
leistet werden kann.

Die Nutzung der App soll 
nach dem Willen des Bundes-
rates freiwillig sein. Und wer sie 
nicht nutzt, darf nicht benachtei-
ligt werden. Die vorberatenden 
Kommissionen von National- 
und Ständerat empfehlen zu-
dem, dass Personen, die sich 

nach einer Warnung durch die 
App freiwillig in Quarantäne be-
geben, einen Anspruch auf 
Lohnfortzahlung haben. Stände-
rat Mathias Zopfi unterstützt die-
ses Anliegen: «Wenn man will, 
dass die App genutzt wird, darf 
sie keine Kosten verursachen», 
sagt er. Thomas Hefti würde die-
se Frage lieber erst später re-
geln. Die Vorlage als ganze sei 
schon «etwas übers Knie gebro-
chen». Wenn die Nutzung der 
App freiwillig sei, könnten Folge-
fragen auch in einer zweiten 
Runde sorgfältig geprüft werden, 
so Hefti. (df)

Schutz des Klimas

Der Nationalrat diskutiert das 
CO2-Gesetz, das dem Abbruch 
der Frühlingssession zum Opfer 
gefallen ist. Seine vorberatende 
Kommission ist mehrheitlich auf 
dem Kurs, den der Ständerat 
vorgegeben hat. Die Vorlage sei 
ein tauglicher Schritt zum Schutz 
des Klimas, sagt Nationalrat 
Martin Landolt. Und sie werde 
die Beratung trotz der Opposi-
tion der SVP unbeschadet über-
stehen. «Ich freue mich auf den 
Abstimmungskampf», sagt 
Landolt. Er rechne mit einer 
grossen Zustimmung, was dann 
die Klimapolitik stärke. (df)

«Eigentlich ist 
doch klar, dass 
jeder haftet, 
wenn er einen 
Schaden ver-
ursacht hat.»

Mathias Zopfi
Ständerat Grüne
 

«Anwalts-
büros aus der 
ganzen Welt 
würden  
Klagen  
einreichen.»

Thomas Hefti
Ständerat FDP
 

Somedia verstärkt 
Verwaltungsrat
Zwei neue Mitglieder Mit Ca-
therine Mühlemann und Boris 
Berger holt sich die Somedia AG, 
die unter anderem die «Glarner 
Nachrichten» herausgibt, mit 
zwei neuen Mitgliedern im Ver-
waltungsrat zusätzliches Me-
dien-Know-how und langjährige 
Erfahrung im Bereich der Digi-
talisierung in das oberste Füh-
rungsgremium. Die Aktionäre 
der Somedia haben die zwei 
neuen Verwaltungsräte an ihrer 
Generalversammlung vom Mitt-
woch gewählt und die bisheri-
gen bestätigt.

Catherine Mühlemann star-
tete ihre Karriere 1994 beim 
Schweizer Fernsehen. Ab 1997 
leitete sie den Aufbau des zwei-
ten Kanals SF2 und die Pro-
grammstrategie von SF1 und 
SF2. 1999 wechselte sie als Mit-
begründerin und Programmdi-
rektorin zum ersten Schweizer 
Privatkanal TV3 und übernahm 
2001 die Geschäftsführung von 
MTV Central. Ab 2005 war sie 
auch für das Fernsehgeschäft der 
Viva Media-Gruppe verantwort-
lich. Mühlemann ist seit 2017 Vi-
zepräsidentin von Schweiz Tou-
rismus. Die Medienmanagerin 
ist Mutter von zwei Kindern und 
lebt in Interlaken und Berlin.

Boris Berger ist Vater von 
drei Kindern und wohnt in Wee-
sen. Seit 2014 gehört er dem 
Beirat der Verlagsgruppe Ebner 
Ulm GmbH & Co. KG an. Das 
breit aufgestellte Medienunter-
nehmen gilt im Fachinforma-
tionsbereich als Vorreiter in Sa-
chen Digitalisierung. Nach der 
Ausbildung zum Innenarchitek-
turzeichner an der Kunstgewer-
beschule in Zürich und einem 
Studium in Philosophie an der 
Freien Universität in Berlin, 
schloss Boris Berger eine weite-
re Ausbildung als Industrial De-
signer ab. Seit 1996 war er als 
Mitglied der Geschäftsleitung, 
Investor und Gründer für diver-
se Firmen in Europa tätig.

Der Somedia-Verwaltungs-
rat besteht neu aus Präsident 
Hanspeter Lebrument, Silvio Le-
brument, Susanne Lebrument, 
Peter Lebrument, Andrea von 
Rechenberg, Catherine Mühle-
mann und Boris Berger. (red)
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